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Weißgottwarum...

... die CDU nicht damit fertig
wird, dass die Bürger ihren Bür-
germeisterkandidaten nicht ge-
wählt haben. Also will sie jetzt
einen neuen Beigeordneten ein-
stellen. Kosten für eine Wahl-
dauer von 8 Jahren: lumpige 1,1
Millionen DM Steuergelder. So
sieht das jedenfalls die CDU.
Wir, so tönt die CDU, haben
doch die Mehrheit. Einmal in
Fahrt, werden weitere 1,8 Mil-
lionen DM für die Poetischen
Landschaften des Kreises be-
willigt. Auf 20 Jahre! Pro Jahr
mindestens 90.000 DM. Wir ha-
bens ja! Bitter nötig, dies sagt
man  nicht. (Fortsetzung S. 2) 

Frohe

Weihnachten! 

Uns allen

und unserer

Stadt Beverungen

ein 

gutes Jahr 2001! 

Ihre SPD

Beverungen ist im 90 Mio. DM EU-Programm

Chancen jetzt nutzen
Die Stadt Beverungen wird bis

zum Jahr 2005 durch die
Auslaufförderung im Rahmen
des Ziel 2-Programms 2000 -
2006 gefördert. Dies geht aus ei-
nem Schreiben des Minister für
Wirtschaft und Mittelstand, En-
ergie und Verkehr des Landes
NRW, Ernst Schwanhold, hervor,
der jetzt auf eine SPD-Initiative
geantwortet hat. Für die ehemali-
gen Ziel 5b-Gebiete in der Eifel
und Ostwestfalen sind insgesamt
90 Mio. DM aus dem Europäi-
schen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) reserviert wor-
den. Hinzukommen kommen
Kofinanzierungsmittel des Lan-
des Nordrhein-Westfalen.
Nach dem vom Land bei der EU

eingereichten Programmentwurf
können diese u.a. für die Förde-
rung von arbeitsplatzschaffenden
Investitionen in kleinen und
mittleren Unternehmen (bis 250
Beschäftigte), für die Entwick-
lung von Gewerbeflächen, für die
Förderung des Tourismus, für
Technologie und Innovation, für
Existenzgründung, für die Tech-
nologie- und Qualifizierungsin-
frastruktur, für Dorferneuerung,
Umwelt- und Naturschutz einge-
setzt werden. Die Genehmigung
des Programms durch die EU-
Kommission wird für Dezember
2000 oder Januar 2001 erwartet.
Förderanträge sind nach den
Richtlinien der jeweiligen Fach-
programme (Forts. S. 2)
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Beispiele, wie sich die Steuerentlastung auswirkt - auch bei Singels

Da kommt in den Familien richtige Freude auf

Heute ist unstrittig: Die Steu-
erreform war längst fällig.

Und das sie greift, spürt man al-
ler Orten. Vertrauen hat sich ein-
gestellt. Unsere Tabelle macht
deutlich, welche Auswirkungen in

den einzelnen Jahren bei einem
Durchschnittsverdiener zu er-
warten sind. Die Steuerreform ist
gut für die Menschen, die Wirt-
schaft, neue Investitionen und
neue Arbeitsplätze.

Eine ledige Fachverkäuferin
mit 40.000 DM Jahresein-

kommen wurde 1998 durch die
Steuer mit 6.367 DM belastet, sie
wird im Jahr 2005 gegenüber
1998 um 1.930 DM entlastet. Ein
verheirateter Malermeister mit
einem Gewinn vor Steuern von
90.000 DM wurde durch Gewer-
be-, Einkommens- und Solidar-
zuschlag mit 21.362 DM bela-
stet, im Jahr 2005 wird er ge-
genüber 1998 um 5.641 DM ent-
lastet. Der Eingangssteuersatz
sinkt bis im Jahr 2005 auf 15 %,
der Grundfreibetrag steigt auf
15.000 DM. Die Unternehmer
können ihre Einkommensteuer
durch eine pauschalierte An-
rechnung der Gewerbesteuer
mindern. Ja, da kommt in vielen
Familien und bei Singels richti-
ge Freude auf.

Fortsetzung Stadtschreiber

Aber natürlich soll auch die
CDU von dem Beigeordne-

ten profitieren. Der “Pressespre-
cher” der CDU-Fraktion lässt
verlauten: Mit dem Beigeordne-
ten wolle man ihr Programm
“durchziehen”. Übersetzt: Wenn
man schon keinen Bürgermei-
ster stellt, dann kann man so
ganz nebenbei aus der Stadt-
kasse einen Bürgermeisterkan-
didaten finanzieren. Die Chance
der Nichtbesetzung einer frei-
werdenden Stelle wollte sie
nicht nutzen.

Jedes CDU-Ratsmitglied hat
mit seiner Entscheidung rd.

55.000,- DM bei 1,1 Millionen
DM Gesamtkosten übernom-
men, zu Lasten aller Bürger.
Grüßen Sie es schön.

Fortsetzung Seite 1
des Landes (z.B. regionales Wirt-
schaftsförderprogramm RWP)
zu stellen. Der Minister emp-
fiehlt, schon jetzt Projekte zu er-
arbeiten, damit die nur befristet
zur Verfügung stehenden und de-
gressiv gestaffelten Mittel wirk-
sam genutzt werden können.
Die SPD-Fraktion wird diese
Hinweise umgehend im Rat der
Stadt Beverungen aufgreifen und
entsprechende Initiativen ent-
wickeln. Dies sei, so eine erste
Stellungnahme der SPD-Frakti-
on, ein weiterer Schritt zur Stabi-
lisierung der Beverunger Wirt-
schaft und der Schaffung neuer
Arbeitsplätze. Dieser Schritt rei-
he sich ein in die Maßnahmen,
mit denen rd. 7,5 Mio. DM für die
Stadthalle und das Gründerzen-
trum und anderes nach Beverun-

gen durch Aktivitäten der SPD
geholt werden konnten. Das Land
NRW habe hier konkrete Hilfe
bewiesen.
Anlass für das Schreiben der
SPD an den Minister war die be-
sondere Lage der Stadt Beverun-
gen im Dreiländereck von Nord-
rhein-Westfalen-Niedersachsen
und Hessen. Der Anteil der Aus-
pendler in der Region in benach-
barte Gebiete, auch nach Nieder-
sachsen und Hessen, ist ausge-
sprochen hoch. Die SPD hält Ak-
tivitäten für erforderlich, die weit
über lokale Positionen hinausge-
hen. Ein übergreifender Lö-
sungsansatz sei dafür notwendig,
um eine befriedigende Struktur-
politik umsetzen zu können. Für
eine solche, nach vorn ausgerich-
tete Politik wird sich die SPD-
Fraktion weiter einsetzen.
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CDU maßt sich Dinge an, die ihr nicht zustehen

Solide Haushaltspolitik gefragt

Die Zahlen zum Haushalt
2001, die BürgermeisterWal-

ter Herold und Kämmerer Willi
Vössing bei Einbringung des
Haushaltes bekanntgaben, sind
alles andere als rosig. Auffällig:
Die allgemeine Rücklage wird
mit 7,18 Mio. DM praktisch auf-
gelöst. Nur ganze 80.000,00 DM
bleiben im Topf. Rund 1 Mio. DM
muss aber als Mindestrücklage
vorhanden sein. Wer als Bürger
sein Sparbuch so “plündern”
muss, weis, was das bedeutet.

Aber kümmert das die CDU?
Munter beschließt sie Ausga-

benverpflichtungen. So beim
Beigeordneten, bei den Poeti-
schen Landschaften des Kreises.
Sieht so eine solide Haushaltspo-
litik aus? Nein, sagt die SPD!

Peinlich, peinlich war in der
Ratssitzung der Versuch des

CDU-Pressesprecher Dierkes, der
kläglich den Eindruck erzeugen
wollte, nur die CDU löse alle Auf-

gaben und Probleme der Stadt.
Bürgermeister Herold wies zu-
recht daraufhin, dass der Wieder-
aufbau der Stadthalle, die Reali-
serung des Gründerzentrums,
der Erwerb von Gewerbe- und
Wohnflächen und anderes von
der Stadt und nicht von der CDU
erledigt worden sind.

Es gehört schon eine Unverfro-
renheit dazu, Leistungen an-

derer Menschen als die eigenen
zu verkaufen. Deshalb der CDU
noch einmal ins Stammbuch:
Ohne die 7,5 Mio DM, die durch
SPD-Aktivitäten nach Beverun-
gen geholt wurden, gebe es keine
so schöne Stadthalle, kein Grün-
derzentrum und anderes. Also:
Es gäbe keine Aufträge für die
heimische Wirtschaft für das
Gründerzentrum, wenn nicht an-
dere für die notwendigen Finan-
zen gesorgt hätten. Deshalb: Ver-
schonen sie, liebe CDU, die Bür-
ger mit leeren Worthülsen.

Beverungen 

schöner machen

Beverungen verschönern - das
ist das Ziel der SPD-Anträge

für verschiedene Pflegemaßnah-
men. Die Bushaltestelle “Zum
Spring” soll neu angestrichen,
Hecken und Sträucher an der
Lindenstr. (Frontseite des Post-
gebäudes) und die Friedhofs-
hecke (Grundschulbereich)
zurückgeschnitten werden. Blu-
menbeete “In den Pölten / Ecke
Lilienweg” sollen vom Unkraut
befreit werden, ebenso soll ein
Rückschnitt der Sträucher erfol-
gen. Die Erneuerungen der durch
LKW`s beschädigten Straßenla-
ternen im Bereich” Obere
Nußbreite” wird ebenso bean-
tragt wie die sachgerechte
Schließung einer nur durch Boh-
len gesicherten offenliegenden
Gasleitung. Beseitigt werden soll
auch der illegal abgelagerte Müll
und Abfall im hinteren Teil des
Bahnhofsgeländes, Nähe ehema-
lige Kabjoll-Gebäude.

Um 22.00 Uhr wird das Licht
ausgemacht und der Bürger-

steig hochgeklappt. Diesen
Spruch kennen Sie sicherlich.
Das mit dem Licht ausmachen
um 22.00 Uhr lernten die Mit-
bürger der “Unteren Nußbreite”
kennen - aber nicht schätzen.
Und Bürgersteige gibt es nicht
mehr. Die Dunkelheit machte
vielen Angst. Bezirksausschuss-
mitglied Hubert Dunschen mar-
schierte zum Bürgermeister und
erreichte, dass die Laternen erst
um 24.00 Uhr abgeschaltet wer-
den. Energiesparen ist sicherlich
richtig, aber nicht zu Lasten der
Sicherheit.

Licht anKreis Höxter: Spitzenreiter bei Müllkosten

Ein Vergleich der Abfallgebühren im Kreis Paderborn mit den Nach-
barkreisen brachte es an den Tag: Der Kreis Höxter ist Spitzenreiter

bei den Haus- und Sperrmüllgebühren. 460 DM pro Tonne Müll - das
sind gegenüber anderen Kreisen Liebhaberpreise. Auf eine solche
“Spitzenposition” können wir gerne verzichten.
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Kinderspielplatz

Im Neubaugebiet “Am Goldber-
ge”soll nach einem Antrag der

SPD ein Kinderspielplatz errich-
tet werden. Die Beschaffung der
Spielgeräte sollen im Haushalts-
plan 2001 eingestellt werden. Die
SPD setzt sich damit für ca. 70
Kinder ein, die auf eine entspre-
chende Spielmöglichkeit warten
und hoffen.

Freibad

Die Sanierung des Freibades
steht seit langem auf der Ta-

gesordnung. Die SPD fordert er-
neut Auskunft darüber, wann die
Sanierung endlich beginnt. Be-
sonders die sanitären Anlagen
bedürften dringend der Erneue-
rung. Die SPD setzt sich ein für
ein zeitgemäßes und modernes
Städtisches Freibad, die Sanie-
rung ist überfällig.

Neben lobenswerten Beispie-
len ist das äußere Erschei-

nungsbild des Industriegebietes
in einigen Bereichen beklagens-
wert. Die SPD stellte deshalb die
Anfrage, wer für die Pflege der
Heckenanlagen und Bäume ver-
anwortlich ist und wem die Rei-
nigung der Bürgersteige und
Straßen obliegt.

Industriegebiet

Initiativen der SPD zur Vekehrsverbesserung

Straßenbau vorantreiben
Lange schon sind auch die 
Ortsumgehung der B 83 in der
Kernstadt und die der B241, von
Borgentreich bis wenigstens vor
die Tore Dalhausen, im Gespräch.
Die Notwendigkeit ist unbestrit-
ten. Die SPD-Fraktion wollte es
genauer wissen. Zusammen mit
Rainer Brinkmann, MdB, un-
terrichteten sich Eberhard
Krause und Petra Engel-Pohl
beim Westfälischen Straßenbau-
amt in Paderborn vom Stand der
Verkehrsplanungen in diesen
beiden Abschnitten.
Vom NRW-Minister für Wirt-
schaft und Mittelstand, Energie
und Verkehr, Ernst Schwanhold,
kam zudem jetzt Post. Der Mini-
ster schreibt, dass es intensive
Kontakte mit den zuständigen
niedersächsischen Behörden zur

Abstimmung und Vorbereitung
der Linienbestimmungen für den
Weiterbau der B 83 (Ortsumge-
hung) gegeben hat. Im nächsten
Jahr fällt die Entscheidung Da-
nach hat auch die Stadt Beverun-
gen die Möglichkeit, weitere pla-
nerische Schritte in diesem Ge-
biet zu unternehmen. Für den
Ausbau der B 241 von Borgen-
treich bis Dalhausen liegen die
Planfeststellungsunterlagen dem
Minister vor. Er erwartet, dass
der Beschluss dazu im Frühjahr
2001 erlassen werden kann. Eine
wichtige Etappe auf dem Weg
zum Ausbau ist dann eingeleitet.
Vorrang habe im Rahmen dieser
Maßnahme zunächst der Bauab-
schnitt Borgholz-Dalhausen.
Die SPD wird bei diesen Themen
“dran bleiben”.

Wohnumfeld in Amelunxen

Der SPD-Fraktionssprecher im
Rat der Stadt Beverungen

Eberhard Krause und Johannes
Sass, SPD-Ratsmitglied, sowie
die SPD-Bezirksausschussmit-
glieder Klaus-Dieter Steinmann
und Dieter Duske besichtigten
den Straßenbauabschnitt im Be-
reich Storm- , Löns- und Uhland-
strasse. "In diesem Bereich wur-
de ein guter Kompromiss zwi-
schen Funktio-
nalität, gutem
Aussehen und
Verkehrssicher-
heit erreicht,"
betonte Krause .
Die Stadt Bever-
ungen hatte
mehrere Muster
des möglichen
Pflasters im Vor-

feld bereit gestellt und die An-
wohner konnten entscheiden, wie
diese Straßen in Zukunft ausse-
hen sollten. Klaus-Dieter Stein-
mann (SPD) machte deutlich, das
Amelunxen in diesem Bereich an
Qualität gewonnen hat. Auch für
den gelegentlichen LKW-Ver-
kehrs, der nicht gewollt ist, wird
es in Kürze zu einer Lösung
kommen. "Es wird aber erst ab-

gewartet
werden müs-
sen, bis der
größte Teil
der Bebau-
ung des
Wöhrens ab-
geschlossen
ist, bevor der
Ausbau die-
ser Straßen

weitergehen kann." sagte Johan-
nes Sass. Für das nächste Jahr
kündigte er den Ausbau der
Strasse "Am Kniggen" an. Auf
der Prioritätenliste der Stadt Be-
verungen und seiner Ortschaften
ist diese Maßnahme für das Jahr
2001 vorgesehen. Im vorgelegten
Haushalt für das Jahr 2001 sind
für diesen Ausbau 160.000 DM
eingeplant.



Die CDU will im Haushalt
2001 eine Beigeordnetenstel-

le ausweisen. Kosten für eine
Wahlzeit: 1.1.Millionen DM.
Selbst Brakel oder Bad Driburg
kommen ohne eine solche Stelle
aus. Hier geht es um ihr Steuer-
geld! Beverunger Bürgerinnen
und Bürger haben das gute Recht
auf ihrer Seite, wenn sie gegen
die Verschleuderung von Steu-
erngeldern massiven Wider-
spruch einlegen. Wir alle sind
nicht schutzlos der CDU-Mehr-

heit ausgeliefert. Gegen die breite
Mehrheit der Bürgerschaft kann
auch die CDU nicht regieren. Al-
so: Mitmachen bei der Post-
kartenaktion ist Bürgerpflicht,
es geht um unsere Stadt und
um ihr Steuergeld! Helfen Sie
mit, dass wieder Vernunft in die
Stadt einkehrt. Geben Sie die
Postkarte im Rathaus oder bei
SPD-Rats- oder SPD-Bezirksaus-
schuss-Mitgliedern ab, sie sind
gerne behilflich. Oder senden sie
sie direkt an den Rat der Stadt.
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Ein geschichtliches Datum,
auch für Beverungen. 1918

wurde die Weimarer Republik
ausgerufen. 1938 brannten die
Synagogen in ganz Deutschland.
1989 war der Fall der Mauer.
Auch in Beverungen wurde 1938
die Synagoge zerstört. Zahlrei-
che jüdische Mitbürger haben
das Nazi-Regime nicht überlebt;
sie fanden den Tod in den KZ-
Lagern. Mit ihnen starben auch
Theodor Roeingh, Reichtagsab-
geordneter des Zentrums und
der SPD-Vorsitzende, Johannes
Diederich. Sie standen mit ihrem
Namen für das bessere Deutsch-
land. Fast wären diese Männer
und Frauen in der Ratssitzung
am 9. November unerwähnt ge-
blieben, wenn nicht die SPD die
Initiative ergriffen hätte. Die Er-
innerungskultur muss auch in
Beverungen gepflegt werden.

Der 9. November

Apell an die CDU-Haarbrück: Denkt um bei der Ortsdurchfahrt!

SPD setzt auf Vernunft!

Nach langem Warten soll mit
dem Ausbau der stark reno-

vierungsbedürftigen Ortsdurch-
fahrt im Jahre 2002 begonnen
werden, die Kanalarbeiten begin-
nen bereits 2001. Die Durch-
führung dieser Maßnahme ist im
Sinne aller Bürger.

Die Planung des Westfälischen
Straßenbauamtes in Pader-

born (WSBA),vorgestellt in der
letzten Bezirksausschuss-Sit-
zung, sieht eine 6 m breite Fahr-
bahn (Bestand 4 - 5,5 m) und
beidseitig 1,50 m breite Gehwege
vor. Das ist aber nicht durchgän-
gig machbar, da es mehrere “Eng-
stellen” gibt, bei denen die Fahr-
bahn auf 6 m Breite fortgeführt,
die Gehwege auf 1 m verengt
werden soll. Dieser Vorschlag des
WSBA wird von der CDU unter-
stützt.

Der Vorschlag des Planungs-
büros Beltz sieht gegenüber

dem WSBA vor, den Gehwegen
Priorität gegenüber der Straße
einzuräumen. Die Gehwege soll-

ten durchgängig auf eine Breite
von 1,5 m, und die Straße auf 5,5
m ausgebaut werden. Die SPD
und Mehrheit der Bürger befür-
worten den Ausbau der Straße
nach den Vorschlägen des Pla-
nungsbüros Beltz. Hierbei wird
die Fahrbahn komplett erneuert
und von bisher 4 -5,5 m auf
durchgängig 5,5 m Breite erwei-
tert. Das ermöglicht ein ruhiges
Fahren, genügend Raum und für
alle Verkehrsteilnehmer Sicher-
heit. Das kommt besonders den
Kindern, älteren Menschen und
den direkten Anwohnern der
Straße zu gute.

Mit der neuen Straße werden
wir die nächsten Jahrzehnte

leben. Wir brauchen nicht die
Fehler der sechziger und siebzi-
ger Jahre wiederholen. Alles dem
schnell fließendem Autoverkehr
unterzuordnen und dementspre-
chend breite Trassen durch die
Städte und Dörfer zu schlagen. In
den Dörfern, wo dies geschehen
ist, werden seit 15 Jahren erhebli-

che Gelder investiert, um die
Fahrbahnen zurückzubauen. Aus
Fehlern sollte gelernt werden.
Wir brauchen keine Rennstrecke
durch Haarbrück. Es kann doch
z.B. nicht sein, dass sich Fußgän-
ger im Bereich des Friedhofs von
durchfahrenden Fahrzeugen an
die Mauer gedrängt fühlen. Hier
sind alle Verantwortlichen in Ih-
rer Pflicht und Verantwortung.
Die SPD appelliert an die CDU-
Haarbrück: Denken Sie um beim
Ausbau der Ortsdurchfahrt!

Es bleibt die Hoffnung, das
auch die CDU die Belange der

Bürger berücksichtigt und nicht,
wie es bisher scheint, die Interes-
sen einer kleinen Klientel vertritt
und dabei die Belange der Mehr-
heit weitestgehend außer Be-
tracht lässt. Die Vernunft muss
sich durchsetzen. Alle Bürger
können dazu beitragen.

Postkartenaktion gegen CDU-Beigeordnetenstelle / Bürgerpflicht!

Widerspruch einlegen - Mitmachen!
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In den letzten 100 Jahren hat
sich die Lebenserwartung

verdoppelt und sie steigt er-
freulicherweise weiter. Gleich-
zeitig sinkt die Zahl der Gebur-
ten, so dass sich das Verhältnis
von Beitragszahlern zu Versor-
gungsempfängern verschiebt.
Kamen 1990 auf einen Rentner
noch vier Erwerbstätige, wer-
den es 2040 nicht einmal mehr
zwei sein. 1960 lag die
durchschnittliche Renten-
bezugsdauer bei 11 Jahren;
jetzt liegt sie bei 17 Jahren
und steigt weiter.
Renten auf heutigem Niveau
könnten für die jetzt 30 bis
40 jährigen in Zukunft ohne
grundlegende Reformen nur
gezahlt werden, wenn die
Beiträge deutlich angehoben
würden. Für die heutigen
Rentner oder die bis 2010
in Rente gehen werden, än-
dert sich nichts. Sie neh-
men ab 1.1.2001 mit der
Rückkehr zum Nettolohn-
prinzip an der allgemeinen
Einkommensentwicklung
wieder teil.

Kernstück der Reform
ist eine neue Säule im

System, damit das Rentenge-
bäude bis 2030 stabil stehen
kann. Ab dem 1.1.2002 kön-
nen alle Beitragszahler lang-
sam eine zusätzliche kapital-
gedeckte Altersvorsorge aufbau-
en.Alle 2 Jahre 1% vom Bruttoge-
halt, so dass 2008 die Endstufe
erreicht wird. An dieser privaten
Zusatzversorgung müssen sich
die Arbeitgeber wie bisher nicht
beteiligen, aber dafür gibt es di-
rekte Zuschüsse oder Steuerbe-
freiung staatlicherseits. Jeder er-

hält das Recht, diese zusätzliche
Säule als Entgeltumwandlung in
Form einer betrieblichen Alters-
versorgung aufbauen. Wichtig für
Arbeitnehmer in kleineren Be-
trieben, die bisher keine zusätzli-
che Altersversorgung aufgebaut
haben. Zulagen werden als
Höchstbeträge gewährt: 600,00
DM für Ehepaare, 300,00 DM für
Ledige und je Kind 360,00 DM,

wenn 4% Beitragshöhe erreicht
ist.

Zentral für die Alterssiche-
rung bleibt natürlich die um-

lagefinanzierte Rente, paritätisch
finanziert von Arbeitgebern und
Arbeitnehmern. Der Beitragssatz
wurde schon von 20,3 auf 19,3%
gesenkt, er wird weiter sinken auf

auf 19,1% und dann auf18,8%.
Bis 2020 bleibt er unter 20%. Da-
mit die Beitragssätze aber erträg-
lich bleiben, wird ein  Ausgleichs-
faktor eingeführt. Er setzt im Jah-
re 2011 mit jährlich 0,3% ein und
erreicht 2030 seine volle Wirkung
mit 6 %. wenn die private Säule
für alle Beteiligten aufgebaut ist.

Die Reform schafft einen
Durchbruch für die Frau-

en: Es gibt künftig ein
partnerschaftliches Ren-
tenrecht in Form eines
Rentensplittings durch ei-
ne gemeinsame Erklärung
über die während der Ehe
gemeinsam erworbenen
Rentenansprüche. Gleich-
zeitig werden Kindererzie-
hungszeiten angemessen
angerechnet. Wer während
der ersten 10 Lebensjahre
des Kindes auf Teilzeit
geht, dem wird trotzdem
bis zu 100% des Durch-
schnittseinkommens an-
gerechnet, wer bei zwei
Kindern ganz aussteigt,
erhält eine Höherbewer-
tung seiner Beitragszeiten.
Ein wichtiger und großer
Schritt nach vorn.

Niemand muss mehr
künftig zum Sozial-

amt gehen, wenn seine
Rentenansprüche zum Le-
bensunterhalt nicht aus-

reichen, dann übernimmt die
Rentenversicherung die Antrag-
stellung. Die bisher unterhalts-
verpflichteten Kinder und Ver-
wandten werden zudem nicht
mehr in Anspruch genommen.
Damit ist die Würde im Alter
ebenso gesichert wie die soziale
Grundsicherung.

Warum brauchen wir eine Reform der Alterssicherung? / Frauen erwerben eigene Ansprüche

Fakten zur Reform der Alterssicherung 2000
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Ein Überblick über die Veränderungen

Neues beim Erziehungsgeld

Nach 14 Jahren ist das Bun-
deserziehungsgeld endlich

reformiert. Die Einkommens-
grenzen für das Erziehungsgeld
werden angehoben und der Er-
ziehungsurlaub flexibler gestal-
tet. Das reformierte Gesetz tritt
Anfang 2001 in Kraft und gilt für
Kinder ab Ge-
burtsjahrgang
2001.
ELTERNZEIT:
Der bisherige Er-
ziehungsurlaub
wird künftig El-
ternzeit heißen.
Mütter und Väter
sollen ihn ge-
meinsam neh-
men können. Es
gilt eine verbind-
liche Anmeldung der Elternzeit
für einen Zeitraum von zwei Jah-
ren. Dieser kann unterteilt wer-
den in bis zu vier Zeitabschnitte.
Mit Zustimmung des Arbeitge-
bers kann das dritte Jahr der El-
ternzeit zwischen dem dritten
und dem achten Lebensjahr des
Kindes genommen werden, also
auch bei Schuleintritt des Kindes.
Will ein künftiger Vater bereits
ab Geburt der Kindes in die El-
ternzeit gehen, dann muss dieser
Wunsch sechs Wochen vor dem
bescheinigten Geburtstermin er-
klärt werden.
TEILZEIT: Die dreijährige El-
ternzeit kann mit einer Teilzeit-
arbeit verbunden werden, deren
zeitlicher Umfang für einen El-
ternteil bis zu 30 Wochenstunden
betragen darf. Nutzen beide El-
ternteile das Teilzeitangebot,
kann die wöchentliche Arbeits-
zeit bis zu 60 Stunden umfassen.
Grundsätzlich sollen sich Arbeit-

nehmer und Arbeitgeber über
den Umfang der reduzierten Ar-
beitszeit selbst verständigen. Die
Anmeldefristen werden im Inter-
esse des Arbeitgebers von vier
auf acht Wochen verlängert. Die
Teilzeitmöglichkeit gilt verbind-
lich für alle Unternehmen mit

mehr als 15 Be-
schäftigten.
Die Neuregelung
soll auch errei-
chen, dass sich
mehr berufstätige
Väter an der Er-
ziehung beteili-
gen. Bisher neh-
men weniger als
zwei Prozent der
Väter Erziehungs-
urlaub.

ERZIEHUNGSGELD: Die seit
1986 unveränderten Einkom-
mensgrenzen für das Erzie-
hungsgeld - es beträgt maximal
600 DM und wird bis zum Ende
des zweiten Lebensjahres des
Kindes bezahlt - werden wie folgt
geändert: Für Eltern mit einem
Kind ab dem siebten Lebensmo-
nat wird die Grenze um 9,5 Pro-
zent von 29.400 DM auf 32.200
DM angehoben. Für Alleinerzie-
hende mit einem Kind wird sie
um 11,4 Prozent von 23.700 DM
auf 26.400 DM angehoben.
ZUSÄTZLICH erfolgt eine Er-
höhung der Einkommensgrenzen
beim Kinderzuschlag für jedes
weitere Kind von derzeit 4.200
DM auf 4.800 DM ab 2001, ab
2002 auf 5.470 DM sowie ab 2003
auf 6.140 DM. Eltern, die sich für
eine verkürzte Bezugsdauer von
zwölf Monaten entscheiden, er-
halten dann monatlich 900 DM
statt 24 Monate lang 600 DM.

Das Ziel:

Weg vom Oel

Kein Weg führt daran vorbei:
Die Vorräte an Erdoel sind

begrenzt, daher müssen wir
sorgsam mit dieser Energie um-
gehen. Vor allen Dingen müssen
wir unabhängiger vom Oel wer-
den. Beim Auto und durch bes-
sere Wärmeisolierung.

Der Benzinpreis ist zwischen
Dezember 1998 und Sep-

tember 2000 um 49 Pfennig ge-
stiegen. Davon sind 12 Pfennig
Ökosteuer, die zur Beitragssen-
kung der Rentenversicherung
eingesetzt wurden. Wegen der
hohen Mineraloelpreise sollen
alle Pendler eine differenzierte
Entfernungspauschale zwischen
60 - 80 Pfennig erhalten. Heiz-
kostenzuschüsse von 5 DM pro
Quadratmeter erhalten: Empfän-
ger von Wohngeld, Bafög-Emp-
fänger und die Sozialhilfeemp-
fänger. Übrigens: Die monatliche
Mehrbelastung durch die Öko-
steuer von rund 6 Mark (Ben-
zin/Diesel, Strom und Umsatz-
steuer) bei einem Bruttoeinkom-
men von 5.000 DM ist moderat.

Die Bundesregierung entlastet
mit der Steuerreform die

Bürger und fördert mit Millio-
nenbeträgen erneuerbare Ener-
gien wie Wind, Sonne und Was-
ser. Verbraucher, Wissenschaft
und Wirtschaft müssen mitma-
chen: Wir müssen in Zukunft
mehr Güter mit einem geringe-
ren Einsatz von nicht erneuerba-
ren Energien erzeugen. Den En-
ergieverbrauch teurer machen
und die Kosten der Arbeit sen-
ken - dazu gibt es keine Alterna-
tive. Die CDU-Haltung ist des-
halb beschämend, blanker Op-
portunismus.



?
Die Beverunger, gleichgültig

ob aus der Kernstadt oder
den Ortsteilen, sie scheinen einen
schlechteren Bildungsstand zu
haben als Bewohner anderer
Städte des Kreises Höxter. Diese
Auffassung quält offensichtlich
die CDU in Beverungen. Da will
sie dann doch für Abhilfe sorgen.
Also wurde eine “Bildungsinitia-
tive” gestartet: Kinder und Ju-
gendliche an die Computer. Ob-
wohl man gelegentlich schon
Sorge haben muss, ob die ju-
gendlichen Freaks auch noch für
anderes zu interessieren sind.
Wer unter Bildung allerdings nur
die Ausbildung zum Geldverdie-
nen versteht, handelt konse-
quent, wenn er die Wege der jun-
gen Menschen vollstellt, nur mit
high-tech. Bildung ist aber mehr
- viel mehr !! Sie zielt universal
auf den ganzen Menschen.

Und hier krankt die CDU-Bil-
dungsinitiative. Sie sagt Bil-

dung und meint Ausbildung; Ver-
mittlung von nützlichem Wissen
für die Wirtschaft. Keineswegs
unsinnig. Nur wer das will, der

soll das auch so sagen. Oder
kennt man bei der CDU-Bever-
ungen diesen feinen Unterschied
nicht ? Fast anzunehmen. Denn
schon in ihrem Wahlprogramm
trägt man die Bildung auf dem
Schild und hat doch immer nur
Ausbildung im Sinn. Unter die-
sen Ansätzen ist die Wirtschaft
natürlich bereit, Spenden für das
Projekt zu geben. Man erwartet
dort einen Rückfluß - Profit.

Vor dieses mit Etiketten-
schwindel versehenen CDU-

Projekt liess sich jetzt der Land-
rat als Schirmherr spannen. Und
er finanziert sogar aus Kreismit-
tel die Einladungen zur Grün-
dungsversammlung. Zumindest
fragwürdig. Verwunderlich ist
auch, daß zu diesem, wie sagt die
CDU: einmaligen städtischen
Projekt, nicht der erste Bürger
der Stadt, der Bürgermeister, ein-
lädt. Ja, er durfte nicht mal
Grußworte sprechen, die sind
u.a. dem CDU-Fraktionsvorsit-
zenden vorbehalten -  man muss
ja deutlich machen, wer hier was
zu sagen haben will.

!
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Bildungsnotstand?3,2 Prozent

Nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes vom 28.

November 2000 ist das Wirt-
schaftswachstum in Deutschland
in den ersten neuen Monaten des
Jahres 2000 um 3,2 Prozent ge-
genüber dem Vorjahreszeitraum
gestiegen. Die Zahl der Erwerb-
stätigen hat im 3. Quartal 2000
gegenüber dem Vorjahresquartal
um 552.000 (+1,4 Prozent) zuge-
nommen.

Die neuen Konjunkturdaten
zeigen, dass sich der Wirt-

schaftsaufschwung im 3. Quartal
2000 fortgesetzt und an Breite
gewonnen hat.

Die Analysten der Dresdner
Bank unterstützen die

Wachstumsprognose der Bun-
desregierung: "Für das Gesamt-
jahr 2000 bedeuten (die neuen
Zahlen), dass ein Wirtschafts-
wachstum von drei Prozent nun
weitgehend gesichert ist." Dies
sei die höchste Steigerungsrate in
Deutschland seit zehn Jahren, so
die Analysten der Dresdner Bank
weiter. Das sind Fakten gegen
Miesmacherei.

Herold soll Verhandlungen führen 

Betriebsgelände Kernkraftwerk

Die Abrissarbeiten auf dem
Betriebsgelände des ehema-

ligen Kernkraftswerkes Würgas-
sen gehen zügig voran. Der Zeit-
punkt naht, wo die Fläche einer
neuen Nutzung zugeführt werden
kann und muss. Für die SPD-
Fraktion ist es nicht hinnehmbar,
dass keine weitere Nutzung bis-
her ins Auge gefasst wurde. Sie
stellte deshalb den Antrag, dass
der Bürgermeister der Stadt Be-
verungen, Walter Herold, zusam-
men mit den Fraktionen des Ra-

tes Gepräche mit dem neuen Ei-
gentümer aufnimmt und klärt,
was mit dem Betriebsgelände
künftig geschehen soll.

Eine wirtschaftliche Nutzung
der Betriebsfläche ist aus

Sicht der SPD-Fraktion dringend
erforderlich. Nur so können neue
Arbeitsplätze entstehen und für
junge Menschen neue Ausbil-
dungsplätze geschaffen werden.
Die SPD-Fraktion setzt darauf,
dass auch die anderen Fraktio-
nen diesen Antrag unterstützen.




